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Desaster in der
Schweinebucht

Von Rolf Steininger

Im April 1961 versuchte
die US-amerikanische Regierung,

die kubanische Regierung Fidel Castros
mit militärischer Gewalt zu stürzen –
doch die Aktion misslang gründlich.

Kuba, jener In-
sel, die nur 150 Kilometer von
Florida entfernt ist, und den USA
hatte es schon früher besondere
Beziehungen gegeben. Seit der
„Befreiung“ im amerikanisch-spa-
nischen Krieg 1898 war Kuba in
völlige Abhängigkeit von den USA
geraten, zumal die dort später
mehrmals militärisch intervenier-
ten, um ihre Investitionen zu
schützen. Am Ende des Zweiten
Weltkrieges kontrollierten die
Vereinigten Staaten 80 Prozent
der kubanischen Wirtschaft, 40
Prozent der Zuckerindustrie, 90
Prozent der Förderung von Roh-
stoffen. Earl Smith, von 1957 bis
1959 US-Botschafter in Havanna,
meinte 1960 bei einer Anhörung
des Senats in Washington, dass
der amerikanische Botschafter in
Kuba der zweitwichtigste Mann
des Landes gewesen sei, manch-
mal sogar wichtiger als der Präsi-
dent.

Revolution in Kuba
Kubas Präsident war von 1940

bis 1949 und – nach einem Mili-
tärputsch – seit 1952 wieder Ful-
gencio Batista. Er stützte sich auf
die Armee, die von den USA aus-
gerüstet wurde. Als Mitte der
fünfziger Jahre deutlich wurde,
dass Batista mehr und mehr zu ei-
nem sich selbst bereichernden
und korrupten Diktator wurde,
ließen ihn die USA fallen. Wenig
später war alles zu Ende. Nach ei-
nem Generalstreik flüchtete Batis-
ta Neujahr 1959, eine Woche spä-
ter, am 8. Jänner, zogen die Rebel-
len um Fidel Castro und Ernesto
„Che“ Guevara in Havanna ein
und wurden von einer großen
Menschenmenge bejubelt.

Castro bildete eine Revolutions-
regierung, der auch liberale Mi-
nister angehörten. Anfangs ge-
noss der „Maximo Lider“ sogar in
der amerikanischen Öffentlichkeit
ein gewisses Ansehen; für viele
war er eine romantische Figur.
Man erwartete von ihm, dass er
die bürgerlichen Rechte wieder
einführen, amerikanische Besitz-
rechte jedoch nicht antasten wür-
de. Erste Bedenken kamen in Wa-
shington auf, als Castro eine
Agrar- und Sozialreform durch-
führte und amerikanische Gesell-
schaften besteuerte. Der Chef des
amerikanischen Geheimdienstes
CIA, Allen W. Dulles, sagte zu
Präsident Eisenhower: „Kommu-
nisten und andere extreme Radi-
kale haben offensichtlich die Cas-
tro-Regierung unterwandert“. Die
ersten entschädigungslosen Ent-
eignungen amerikanischen
Grundbesitzes im Sommer 1959
schienen dies zu bestätigen.

In gleichem Maße wie das
Misstrauen in Washington stieg,
wuchs in Moskau das Interesse

an Kuba. Wirtschaftsminister Che
Guevara und Verteidigungsminis-
ter Raúl Castro – heute kubani-
scher Präsident als Nachfolger
seines Bruders Fidel – waren
Kommunisten; daraus konnten
sich interessante Möglichkeiten
ergeben, um Kuba als Ausgangs-
punkt für marxistische Befrei-
ungsbewegungen in Lateinameri-
ka zu benutzen. Am 4. Februar
1960 unterzeichnete
Chruschtschows Stellvertreter
Anastas Mikojan ein sowjetisch-
kubanisches Handelsabkommen.
Chruschtschow erklärte die Mon-
roe-Doktrin – „Amerika den Ame-
rikanern“ – für tot.

Im Mai 1960 nahm Kuba offi-
ziell diplomatische Beziehungen
zur Sowjetunion auf. Die USA rea-
gierten mit einem Handelsembar-
go, stoppten den Import von kuba-
nischem Zucker – Kubas einzi-
gem Exportgut – und alle Ölliefe-
rungen. Da sprang Moskau ein,
verpflichtete sich zum jährlichen
Kauf von 700.000 Tonnen Zucker,
und sowjetische Tanker beliefer-
ten die Insel mit Erdöl. Als die
Firmen Shell, Esso und Texaco
sich weigerten, dieses Öl zu raffi-
nieren, verstaatlichte Castro de-
ren Raffinerien. Bis Oktober 1960
wurde der gesamte amerikani-
sche Besitz in Kuba – etwa 850
Millionen Dollar – entschädi-
gungslos enteignet. Am 2. Jänner
1961 brachen die USA ihre diplo-
matischen Beziehungen zu Kuba
ab. Aus dem „Hinterhof“ der USA
war ein Vorposten des Kreml ge-
worden, eine für Washington un-
erträgliche Situation.

Exilkubaner im Einsatz
Bereits am 17. März 1960 hatte

Eisenhower die CIA-Operation
„ZAPATA“ – benannt nach der
Halbinsel mit der Schweinebucht
– gebilligt: sie hatte die Invasion
Kubas zum Ziel. Die CIA bildete
dafür in Guatemala Exilkubaner
aus und war davon überzeugt,
dass bei deren Landung sich die
Bevölkerung gegen Castro erhe-
ben würde. Am 19. Jänner 1961 –
einen Tag vor der Amtseinfüh-
rung des neuen US-Präsidenten
John F. Kennedy – unterrichtete
Eisenhower seinen Nachfolger
über diese geheimen Pläne.

Allen Dulles drängte Ende Jän-
ner auf ein rasches Vorgehen.
Vorgesehen war die Eroberung ei-
nes Strandabschnitts an der Süd-
küste Kubas. B-26-Bomber sollten
zuvor die Luftherrschaft gewin-
nen und die Nachschub- und Ope-
rationswege der Kubaner zerstö-
ren. Eine in Miami gebildete Exil-
regierung sollte sodann eingeflo-
gen werden und die USA offiziell
um Hilfe bitten. Würde man noch
länger zögern, so Dulles, könnte
sich Castro immer besser gegen

eine Invasion und einen Aufstand
im Innern vorbereiten. Kennedy
war skeptisch und ließ den Plan
den Militärs zur Prüfung vorle-
gen, die von einer „fair chance of
success“ sprachen. In der Sprache
der Militärs bedeutete das „eine
Erfolgschance von weniger als 50
Prozent“ – was dem Präsidenten
allerdings verschwiegen wurde.

Kennedy stand vor einer
schweren Entscheidung: Würde
er das Unternehmen abblasen,
würde er als „appeaser“ dastehen,
da er eine von Eisenhower bereits
genehmigte Invasion abgelehnt
hätte. Würde er hingegen einer
groß angelegten Operation zu-
stimmen, könnte dies zu massi-
ven Protesten in Lateinamerika,
Europa und Asien führen, und die
neue US-Regierung wäre mit ei-
nem Schlag diskreditiert.

Allerdings faszinierte ihn der
Gedanke, das Castro-Regime zu
stürzen. Er teilte jedoch nach wie
vor die Bedenken des State De-
partment, dass sich die amerika-
nische Außenpolitik nicht nach
den Bedürfnissen einiger Exilku-
baner richten und die USA kei-
nesfalls als Aggressor für eine In-
vasion verantwortlich gemacht
werden dürfe.

Scheinheiliges Vorgehen
Kennedy wäre eine Aktion der

Exilkubaner am liebsten gewesen,
und zwar so, dass diese sich zu-
nächst in den Bergen verschanzt
hielten und dann öffentlich als
kubanische Gruppe in Kuba zu er-
kennen gäben, „nicht als eine In-
vasionstruppe, welche die Yan-
kees geschickt haben“. Er wies
die CIA an, die Sache mit etwas
weniger Aufwand anzugehen („to
reduce the noise level“).

Als Kennedy wenig später grü-
nes Licht gab, warnte der Spre-
cher des außenpolitischen Senats-
ausschusses, J. William Fulbright,
dies sei eben jene Art von Schein-
heiligkeit und Zynismus, die die
USA ständig der Sowjetunion zum
Vorwurf machten. Das Unterneh-
men werde Amerikas Ansehen in
der Welt untergraben und es dem
Präsidenten unmöglich machen,
gegen Vertragsverletzungen der
Kommunisten zu protestieren.
Kennedy ignorierte diese War-
nung jedoch.

Der geplante „Stellvertreter-
krieg“ scheiterte kläglich. Bei ei-
nem ersten B-26-Angriff wurden
nur fünf der 36 kubanischen
Kampfflugzeuge zerstört; die un-
beschädigt gebliebenen Maschi-
nen reichten aus, um die Invasi-
onstruppe von etwa 1500 Exilku-
banern zu schlagen. Entscheidend
war, dass Kennedy in letzter Mi-
nute amerikanische Luftunterstüt-
zung ablehnte. Er akzeptierte le-
diglich, dass zwei US-Jets – nach

Entfernung der Markierung „US
Air Force“ – einen weiteren
B-26-Angriff unterstützen sollten.
Diese zwei Jets tauchten aller-
dings schon eine Stunde vor den
B-26-Bombern vor Kuba auf: denn
die Piloten hatten nicht berück-
sichtigt, dass Guatemala und Ku-
ba in verschiedenen Zeitzonen lie-
gen. Die B-26 wurden von Castros
Luftwaffe und Luftabwehr abge-
schossen. Das Desaster nahm sei-
nen Lauf.

Am Mittag des 19. April war al-
les vorbei. Mehr als hundert Exil-
kubaner waren tot, nur 14 wur-
den von der US-Marine gerettet.
Ein Volksaufstand gegen Castro
fand nicht statt. Der „größte Füh-
rer“ verkündete die Vernichtung
der von den USA organisierten
„Söldnerarmee“. Die etwa 1200
Kubaner, die gefangen genommen
wurden, wurden zu je 30 Jahren
Haft verurteilt und erst im De-
zember 1962 im Austausch gegen
Nahrungsmittel und Medikamen-
te freigelassen.

Ein Jahr später legte CIA-Gene-
ralinspekteur Lyman Kirkpatrick
einen (erst 1998 freigegebenen)
Geheimbericht über die miss-
glückte Invasion vor. Er nannte
darin die Aktion „lächerlich oder
tragisch oder beides“ und zählte
eine lange Reihe von Fehlern und
Versäumnissen auf: einige der
verantwortlichen CIA-Agenten
konnten nicht Spanisch und be-
handelten die Exilkubaner „wie
Dreck“; die CIA hätte sich und das
Weiße Haus mit der Annahme ge-
täuscht, wonach die Invasion in
Kuba zum Aufstand gegen Castro
führen würde; das sei „reines
Wunschdenken“ gewesen. Die
Exilkubaner seien im Übrigen
schlecht ausgebildete, undiszipli-
nierte und mangelhaft versorgte
Söldner gewesen. Es wäre die
Pflicht der CIA gewesen, den Prä-
sidenten zur Absage der Aktion
zu bewegen.

Kennedy aber war ein Mann,
der Niederlagen nicht so einfach
akzeptierte. Mehr denn je war er
nun entschlossen, das Castro-Re-
gime zu beseitigen. Deshalb ge-
nehmigte er im November 1961
die Operation „Mongoose“ (Mun-

go), nämlich verdeckte Aktionen
zur Vorbereitung eines Aufstan-
des gegen Castro, gegebenenfalls
auch zu seiner Ermordung. Ver-
antwortlich für die Durchführung
der Operation war sein jüngerer
Bruder, Justizminister Robert F.
Kennedy.

Codename „ORTSAC“
„Mongoose“ war nicht bloß die

Aktion einiger rechter Extremis-
ten, wie uns Oliver Stone in sei-
nem Film „Thirteen Days“ weis-
machen wollte. Im Gegenteil: Es
war eine sehr große CIA-Operati-
on mit etwa 400 Agenten und ei-
nem Jahresbudget von über 50
Millionen Dollar. Anfang 1962
wurde Miami zur größten CIA-Ba-
sis ausgebaut, mit 600 Offizieren
und 3000 Exilkubanern, mit eige-
ner Flotte und eigenen Flugzeu-
gen. Im Pentagon wurden Pläne
für Luft- und Bodenangriffe ent-
worfen, im März ein groß angeleg-
tes Landemanöver mit 79 Schif-
fen, 300 Flugzeugen und 40.000
Marinesoldaten auf einer Karibik-
insel durchgeführt – Codename
ORTSAC – Castro, rückwärts gele-
sen. In Moskau und Havanna ver-
stärkte sich der Eindruck, dass es
früher oder später zu einer Inva-
sion Kubas kommen werde.

Im Oktober 1962 entdeckten
die Amerikaner dann auf der In-
sel stationierte sowjetische Atom-
raketen. Was folgte, war die ge-
fährlichste Krise des Kalten Krie-
ges, nämlich jene 13 Tage, an de-
nen die Welt vor dem Beginn ei-
nes Kriegs mit Atomwaffen stand.
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